
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 1 KR 8/12 S 
 
L 4 KR 385/12 B ER (Bayerisches LSG) 
S 17 KR 968/12 ER (SG München) 
 
 
 
………………………………………………………………………………………………….., 
 
 Antragstellerin und Beschwerdeführerin 
 
Bevollmächtigter: …………………………………….., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Bayern - Die Gesundheitskasse, 
Carl-Wery-Straße 28, 81739 München, 
 
 Antragsgegner. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. November 2012 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie den Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und die  

Richterin   Dr.  R o o s  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Antragstellerin, ihr für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht Prozess-

kostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Bayerischen Landessozialge-

richts vom 24. Oktober 2012 - L 4 KR 385/12 B ER - wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Das SG München hat mit Beschluss vom 27.9.2012 den Antrag der Antragstellerin auf Erlass 

einer einstweiligen Anordnung abgelehnt. Das Bayerische LSG hat die dagegen gerichtete Be-

schwerde der Antragstellerin zurückgewiesen (Beschluss vom 24.10.2012). Gegen diesen Be-

schluss des LSG hat die Antragstellerin mit von ihrem Ehemann unterzeichneten Schreiben 

vom 9. und 11.11.2012 beim BSG Beschwerde eingelegt und gleichzeitig einen Antrag auf 

Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) und sinngemäß Beiordnung eines Rechtsanwaltes 

gestellt. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH und Beiordnung eines Rechtsanwalts für die Durchführung 

des Beschwerdeverfahrens ist abzulehnen, die Beschwerde der Antragstellerin als unzulässig 

zu verwerfen. 

 

1. Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten für ein Beschwerdever-

fahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung 

hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Hieran fehlt es. Die von der Antragstellerin selbst einge-

legte Beschwerde hat voraussichtlich keinen Erfolg, weil sie nicht statthaft und daher als unzu-

lässig zu verwerfen ist. Gemäß § 177 SGG können Entscheidungen des LSG - von den hier 

nicht einschlägigen Ausnahmen nach § 160a Abs 1 SGG und § 17a Abs 4 S 4 GVG 

abgesehen - nicht mit der Beschwerde an das BSG angefochten werden. 

 

Da PKH nicht bewilligt werden kann, entfällt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 

§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO. 

 

2. Die Beschwerde ist aus den zu 1. genannten Gründen als unzulässig zu verwerfen. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf analoger Anwendung des § 193 SGG. 

 

 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

